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Antrag 

der Abgeordneten Wüppesahl, Frau Schmidt-Bott und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Datenspeicherungspraxis beim Bundeskriminalamt 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die bekanntgewordene Speicherung von Hinweisen auf HIV- 
Positive/Aids-Kranke stellt eine erhebhche Gefährdung der 
bestehenden Konzepte zur Bekämpfung der Immunschwäche 
dar. Während diese auf Anonymität und Vertrauen der Betrof- 
fenen aufbauen und integrative Hilfsangebote in den Vorder- 
grund stellen, wird durch die genannte Praxis genau das 
Gegenteil, nämhch die Ausgrenzung und Stigmatisierung der 
HlV-Infizierten bewirkt. 

Zudem ebnet die Praxis derartiger personenbezogener Ver- 
merke, welche mit geringem Aufwand automatischer Daten- 
verarbeitung zu einer Infiziertendatei zusammengeführt wer- 
den können, den Boden für die Einführung einer Aids-Melde- 
pflicht. Dies steht im Widerspruch zum Beschluß der Sonder- 
konferenz der Gesundheitsminister aus Bund imd Ländern vom 
März 1987, wonach Aufklärung den Vorrang vor der Anwen- 
dung des Bundes- Seuchengesetzes haben solle. Diese Position 
ist am 25. September 1987 nochmals bekräftigt worden, als die 
entgegengesetzten Initiativen Bayerns im Bundesrat einstim- 
mig zurückgewiesen wurden. 

2. Durch die Datenspeicherung wird der Vorrang der Prävention, 
wie er von den Fachministem beschlossen wurde, aufgehüllt. 
Die Gesundheitsministerien wurden von der Speichemngs- 
praxis seit geraumer Zeit nicht in Kenntnis gesetzt, ebenso wie 
die zur Kontrolle der Verwaltung berufenen Parlamentarier. 
Hierdurch ist nicht nur die in den Koahtionsvereinbamngen der 
Regierungsparteien beschlossene Koordiniemngsbefugnis des 
Bundesministeriums für Jugend, Familie, Frauen und Gesund- 
heit im Bereich der Aids-Bekämpfung hintertrieben worden, es 
wurden darüber hinaus gemeinsame Absprachen mit den Bun- 
desländern unterlaufen. Die Verletzung der Informationspflicht 
gegenüber den Ländern durch das Bundesinnenministerium 
wird auch nicht durch den Verweis darauf geringer, daß die 
entsprechende Speichemng schon vor den Koahtionsabspra- 
chen angeordnet worden ist. 
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3. Die politische Verantwortung des Bundesinnenministeriums 
wird nicht durch den Verweis auf die Verantwortung der Bun- 
desländer für die Einstellimg von Datensätzen in das INPOL- 
System verringert. Vielmehr hat zumindest der Bimdesgrenz- 
schutz - wenn nicht auch das Bundeskriminalamt in eigenen 
Ermittlungszuständigkeiten - in mehreren Fällen HlV-Hin- 
weise in INPOL eingespeichert. Daneben besteht eine direkte 
Verantwortung der Bundesregierung für die Praxis insofern, als 
der Präsident des Bundeskriminalamts sich - gegen die „recht- 
hchen Bedenken" der von der Innenministerkonferenz einge- 
setzten Arbeitsgruppe - persönhch, nachdrücklich für eine 
umfassende Speicherung von HlV-Vermerken eingesetzt hat. 

4. Für diese Praxis besteht keine ausdrückliche Rechtsgrundlage. 
Sofern bis zu deren Schaffimg unerläßhche Polizeimaßnahmen 
überhaupt noch auf den sog. Übergangsbonus gestützt werden 
können, ist die Speicherungspraxis auf jeden Fall aufgrund der 
Verletzimg des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes rechtswidrig. 
Dies güt insbesondere, soweit die für diese Polizeipraxis Ver- 
antwortlichen damit eingestandenermaßen die sog. Aids-Risi- 
kogruppen wie Drogenabhängige oder Homo- und Bisexuelle 
besser überwachen wollen. 

Die Unverhältnismäßigkeit imd innere Unlogik der fraglichen 
Maßnahmen ergibt sich ferner aus dem Umstand, daß die HIV- 
Hinweise bei Dateiabfragen nicht nur den zur Fahndung einge- 
setzten Polizeibeamten zugängüch sind, welche mit dieser 
Information geschützt werden sollen, sondern jeghchen Abfra- 
gern dieses Personendatensatzes auch aus anderen Anlässen. 

5. Die Datenspeicherungspraxis wird dem damit verfolgten 
Schutzzweck nicht gerecht. Die von seiten der Polizei ange- 
führten Situationen abstrakter Gefährdung bleiben unbeleg- 
bar. Zum anderen wird eine womöghch gefährliche Schein- 
sicherheit erzeugt, da der Polizei ohnehin nur eine Quote von 
imter 1 v. H. der HlV-Infizierten bekannt wird. Ferner hätten 
andere Berufsgruppen — etwa die Rettungsorganisationen — 
nach den Besonderheiten ihres Dienstes sehr viel mehr Anlaß 
zu Schutzmaßnahmen gegen die HIV- Ansteckung, sofern 
solche überhaupt gerechtfertigt wären. Diese haben jedoch 
durchweg wegen praktischer imd rechtlicher Bedenken auf 
vergleichbare Datenspeicherungen verzichtet. Schließhch dro- 
hen die Beamten der Sicherheitsbehörden durch diese Praxis - 
jedenfalls in der öffentlichen Meüumg - weiter in die Rolle der 
Seuchen- und Kondompoüzei gedrängt zu werden. 

6. Die Herkunft und Verläßlichkeit der gespeicherten Hinweise 
auf HlV-Infektionen ist zumindest zweifelhaft. Ob diese über- 
haupt auf Untersuchungen oder nur Vermutungen zurückge- 
hen, ist ebenso ungewß wie die Rechtsgrundlagen für etwaige 
Tests sowie die Übermittlung der daraus gewonnenen Erkennt- 
nisse an die Polizei zulässig sein kann. Einheitliche und solide 
Maßstäbe für die Anforderungen an die Validität der gespei- 
cherten HIV-Hinweise konnten zudem bis heute auch von der 
Pohzei bzw. der Innenministerkonferenz nicht festgelegt 
werden. 
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Aus all diesen Gründen fordert der Deutsche Bundestag die 
verantwortlichen Innenminister in Bund und Ländern auf, die 
Erfassung und Speicherung von HIV- Infizierten in pohzei- 
hchen Dateien sofort ersatzlos abzuschaffen und die entspre- 
chenden Vermerke zu löschen. 

Bonn, den 26. Oktober 1987 

Wüppesahl 

Frau Schmidt-Bott 

Ebermann, Frau Rust, Frau Schoppe und Fraktion 


3 




Druck; Thenee Druck KG, 5300 Bonn, Telefon 23 19 67 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 13 63, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 

ISSN 0722-8333 


